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Jositschs nächster Abgang
Der Zürcher Ständerat zieht sich als Präsident der Reformplattform der SP zurück

SAMUEL TANNER, BERN

Der letzte Akt der öffentlichen Kampf-
scheidung zwischen dem Zürcher Stände-
rat Daniel Jositsch und seiner Partei, der
SP, wird im kleinen Rahmen begangen.
Zwanzig Männer und eine Frau, viele
von ihnen mit Veteranenstatus, bilden an
diesem strahlenden Sommersamstag im
Hotel Bern die Mitgliederversammlung
der SP-Reformplattform. Es hängt keine
Fahne, hinten im Seminarraum fragt einer
den anderen: «Chömed echt no es paar?»

Über die Jahre ist die Reformplatt-
form zu einem Verein der anonymen
Sozialliberalen geworden. Je bekannter
ein SPler oder eine SPlerin, desto leiser
das Bekenntnis dazuzugehören. Pro-
minente Exponenten aus der Anfangs-
zeit haben sich zurückgezogen: Pascale
Bruderer, Chantal Galladé, Erich Fehr.
Und der verbliebene Präsident, Daniel
Jositsch, setzt sich an diesem Morgen
nicht mehr auf den Präsidentenstuhl.
Er begründet es mit dem koketten Satz:
«Ihr habt sicher mitbekommen, dass es
gewisse Ereignisse gab im Zusammen-
hang mit mir.»

Gewisse Ereignisse: Am 29. Mai ent-
schieden die Delegierten der Zürcher SP,
ihren bisherigen Ständerat Jositsch nicht
für die Wahlen im Jahr 2027 zu nominie-
ren. Er hatte diese Art von öffentlichem
Tribunal über seine Zukunft gesucht,
er sagte, er wolle nicht mehr die «Klo-
bürste der SP» sein: Man holt sie, wenn
es nicht anders geht, und sonst will nie-
mand etwas damit zu tun haben.

Nicht verziehene Kandidatur

Das Verhältnis zwischen dem Politiker
und seiner Partei war längst nachhaltig
gestört: Zwar stimmte Jositsch bis zu-
letzt zu achtzig Prozent auf Parteilinie,
wie der «Tages-Anzeiger» auswertete,
aber das ist für aktuelle SP-Verhältnisse
viel zu wenig. Die SP-Co-Präsidentin
Mattea Meyer erklärte neulich zu dem
Vorwurf, der Meinungskorridor werde
angesichts all der dominanten Ex-Juso
immer enger: «Wir sind eine breite Par-
tei, in der von Eva Herzog bis Tamara
Funiciello viele Positionen Platz haben.»

Funiciello liegt laut Auswertung im
Nationalrat zu 99,9 Prozent auf Partei-

linie, Herzog im Ständerat zu 97,6 Pro-
zent. In dieser Breite kann es schnell
eng werden. Zu den politischen kom-
men zwischenmenschliche Faktoren:
Dass Jositsch als Bundesrat kandidie-
ren wollte, als die SP nur Frauen zuliess,
wurde ihm nicht verziehen.

Und so erklärte Daniel Jositsch am
4. Juni, er trete aus der SP aus – und er
kandidiere parteilos für den Ständerat.
Er hatte sich bereits zum Politikunter-
nehmer in eigener Sache gewandelt, der
sich seiner Beliebtheit immer bewusst
ist: In einem Interview mit Lukas Häs-
sig von «Inside Paradeplatz» berichtete
er neulich von «Hunderten Mails» mit
unterstützenden Voten, zudem seien
«95 Prozent» der Kommentare unter
den Artikeln über ihn positiv. «Bist du
ein bisschen eingebildet?», fragte Hässig
nach. Nein, sagte Jositsch, er sei selbst-
kritisch. «Aber es mangelt mir nicht an
Selbstvertrauen, das ist klar.»

Nach diesen Ereignissen zieht sich
Daniel Jositsch am Samstag im Hotel
Bern von seinem letzten Parteiamt zu-
rück: Es sei nur logisch, dass er als Partei-
loser nicht den sozialliberalen Flügel der

Partei präsidieren könne. Mitglied will
er zwar bleiben. Aber kann ein Verein,
der von Jositsch gegründet und geprägt
wurde und laut Aussagen von Jositsch in
der SP zunehmend an den Rand gedrängt
wird, ohne Jositsch weiter bestehen?

Existenzielle Zweifel

Unter den verbliebenen Mitgliedern der
Reformplattform – etwas mehr als 1000
sympathisierend, 370 zahlend, gut 20 an-
wesend – gibt es existenzielle Zweifel.
Einer sagt, er spüre die Plattform viel
zu wenig, seit Jahren frage er sich: «Was
macht der Vorstand eigentlich?» Ein
anderer fragt: «Weiss jemand, wer uns
noch nahesteht?» Leider stehe ja kaum
eine Parteigrösse dazu.

Der Kassier bekennt, es sei «halber
politischer Selbstmord», wenn man sich
zur Reformplattform bekenne, er sei
deshalb in Basel-Stadt aus der Juso ge-
drängt worden. Die Versammlung hat
teilweise therapeutischen Charakter,
ein engagierter Typ sagt, im normalen
Parteileben gehe es schon: «Dann heisst
es halt, das ist der Stefan vom Reform-
flügel, aber nachher geht das Leben wei-
ter.» Gerade für die Jüngeren, gibt ein
Älterer zu bedenken, sei das «Coming-
out» in der Partei schwierig, weil sie
Nachteile befürchteten.

Und doch wird man sich im Hotel
Bern einig, dass es weitergehen muss:
Vielleicht sei es eine Chance, sagt je-
mand aus dem Vorstand, dass man künf-
tig nicht mehr als «Fanklub Jositsch» be-
trachtet werde. «Neustart», «reaktivie-
ren», «nächste Runde» lauten die Stich-
worte.Auch wenn der frühere Diplomat
und «Internationalrat» Tim Guldimann
bemerkt, man solle auf solche Begriffe
verzichten: «Es ist nichts gestorben. Wir
müssen bekräftigen, dass es uns gibt.» Er
lässt sich deshalb in den Vorstand wäh-
len, wo er künftig «im Fernkurs» von sei-
nem Wohnort Berlin aus mitwirken will,
als letzte bekannte Figur.

Man müsse sich endlich unterein-
ander besser vernetzen, sagt jemand
aus Zürich, er kenne gar keine ande-
ren Sozialliberalen, so sei es «sehr an-
strengend». Und so geben die Mitglieder
dem Vorstand den Auftrag zur Neuerfin-
dung mit: Gesucht sind Ideen, wie die
Reformplattform grösser, stärker, prä-
senter werden könne, wie sie sich keines-
falls gegen die SP und doch pointierter
positionieren liesse. Und nicht zuletzt
muss der Vorstand ein neues Präsidium
suchen, dieses Amt bleibt nach Daniel
Jositschs Abgang vorerst vakant.

Das Verhältnis zwischen Daniel Jositsch und der SP ist nachhaltig zerrüttet. KARIN HOFER / NZZ

Freisinnige
fordern
«Eigentumspakt»
Wer zehn Jahre spart, soll sich
ein Eigenheim leisten können

ANDRI ROSTETTER

Die neusten Zahlen des Bundesamts für
Statistik zeigen: Die Preise für selbst-
genutztes Wohneigentum in der Schweiz
haben sich seit 2017 um 38 Prozent ver-
teuert. Ein Haus, das damals für eine Mil-
lion Franken auf den Markt kam, würde
heute für rund 1,38 Millionen Franken
den Besitzer wechseln. Vor allem Junge
mit wenig Eigenkapital können sich
kaum mehr Wohneigentum leisten.

Diese Entwicklung hat aus Sicht der
FDP gravierende Auswirkungen für
das Land. «Schwindet die Chance auf
eigenen Besitz, so lockt die Umvertei-
lung von Fremdem», schreibt die Partei
in einem Positionspapier, das die Dele-
gierten am Samstag in Solothurn zum
Auftakt der Wahlkampagne 2027 ver-
abschiedet haben. Die FDP fordert des-
halb einen «Eigentumspakt für den Mit-
telstand»: Wer eine Berufslehre oder
eine andere Ausbildung abschliesst und
zehn Jahre «gewissenhaft» spart, soll
sich Wohneigentum leisten können.

Gesetz «völlig veraltet»

Im Visier hat die FDP den kalkulatori-
schen Zinssatz, also den fiktiven Zins,
mit dem die Banken rechnen, um die
Tragbarkeit einer Hypothek abzuschät-
zen. Heute wird er meist bei 5 Prozent
festgesetzt. Kann ein Hauskäufer die
Hypothek auch dann noch bedienen,
wenn die Zinsen diese Marke erreichen,
dann gilt das Risiko als tragbar.

Gerade für Junge, die am Beginn
der beruflichen Laufbahn stünden und
weder ein hohes Einkommen noch viel
Eigenkapital hätten, sei diese Hürde oft
unüberwindbar. Hier brauche es deshalb
«deutlich mehr Augenmass», schreibt die
FDP. Die Risiken einer Immobilienblase
seien angesichts der Wertentwicklung
überschaubar und liessen sich mit lang-
fristigen Fixhypotheken begrenzen. Kon-
krete Vorgaben zur Lockerung nennt die
Partei in ihrem Papier indes keine.

Um den Erwerb von Wohneigentum
zusätzlich zu erleichtern, müsse zudem
die Reform des Stockwerkeigentums-
rechts so rasch wie möglich umgesetzt
werden, schreibt die FDP. Das Gesetz
aus dem Jahr 1965 sei «völlig veraltet».
So fehlt etwa eine Regelung zum Kauf
von noch nicht gebautem Stockwerk-
eigentum.Auch ist es nach wie vor mög-
lich, dass ein einzelner renitenter Eigen-
tümer einen Beschluss der Eigentümer-
versammlung blockiert. Zudem können
fehlende oder unterfinanzierte Erneue-
rungsfonds Sanierungen verhindern.

2014 stiess der freisinnige Stände-
rat Andrea Caroni die Gesetzesrevision
mit einem Postulat an, 2019 stimmte das
Parlament der Revision zu.Vor wenigen
Wochen hat nun der Bundesrat die ent-
sprechende Botschaft verabschiedet.

Neue Bauzonen angedacht

Einen weiteren Hebel zur Schaffung von
Wohnraum sieht die FDP in der Raum-
planungspolitik. Die Verdichtung schei-
tere an Einsprachen, langen Verfahrens-
dauern und lokalem Widerstand. Kan-
tone und Gemeinden sollen deshalb
neue Bauzonen schaffen können, basie-
rend auf klar definierten Parametern
wie etwa der Leerwohnungsziffer.

Potenzial sieht der Freisinn zudem in
leerstehenden Büros. Landesweit stün-
den 3,17 Millionen Quadratmeter Büro-
fläche leer, was 30 000 durchschnitt-
lichen Schweizer Wohnungen entspre-
che. Dank Home-Office und KI werde
der Bedarf an klassischer Bürofläche
weiter sinken. Um diese leerstehende
Fläche zu nutzen, müssten Zonenpläne
flexibler gestaltet werden.

Weiter verlangt die Partei einen
Abbau bürokratischer Hürden. Unter
anderem sollen das Bewilligungs- und
das Rekursverfahren beschleunigt und
vereinfacht, der Einfluss von Heimat-
und Denkmalschutz begrenzt und das
Einspracherecht eingeschränkt werden.
Auch beim Lärmschutz will die FDP
Kompromisse zulassen.

Steuersenkung entzweit die FDPWaadt
Eine Abstimmungsparole offenbart die zunehmende Entfremdung zwischen der Parteibasis und den Staatsräten

ANNEGRET MATHARI, GENF

Die Basis der FDP Waadt will weitere
Steuerkürzungen. Die Einwohner des
Kantons werden am 27. September über
die sogenannte 12-Prozent-Volksinitia-
tive von Arbeitgeber- und Wirtschafts-
kreisen abstimmen. Die Initiative for-
dert einen Rabatt von 12 Prozent auf
den Endbetrag der kantonalen Einkom-
mens- und Vermögenssteuer.

Die Delegierten der FDP Waadt
haben sich an ihrem Kongress vergan-
gene Woche mit grosser Mehrheit für die
Initiative entschieden. Mit 137 gegen 20
Stimmen bei 8 Enthaltungen beschlossen
sie die Ja-Parole und stiessen damit ihre
drei Staatsräte vor den Kopf. Denn so-
wohl die mehrheitlich bürgerliche Regie-
rung als auch der Grosse Rat lehnen die
Initiative ab. Das Abstimmungsresultat
der FDP-Delegierten zeigt, dass ein Gra-
ben zwischen Regierung und Parteibasis
besteht – mit Blick auf die Wahlen im
nächsten Februar nicht unerheblich.

Die Staatsratspräsidentin und Vor-
steherin des Finanzdepartements, Chris-
telle Luisier, wies am Kongress darauf
hin, dass bereits Steuererleichterun-
gen von jährlich 345 Millionen Fran-

ken beschlossen wurden, die im nächs-
ten Januar in Kraft treten. Das sei sehr
viel mehr als die ursprünglich zugesag-
ten 250 Millionen Franken.

Bei einer Annahme der 12-Prozent-
Initiative würden 272 Millionen Franken
für das Budget 2027 fehlen, führte Lui-
sier aus. Denn laut der Initiative müs-
sen die steuerlichen Massnahmen im
Jahr nach der Volksabstimmung umge-
setzt werden. Luisier bezeichnete den
möglichen fehlenden Betrag als ein er-
hebliches Risiko für die politische und
finanzielle Stabilität des Kantons.

Die grosse Abwesende

Der für Bildung zuständige Staatsrat
Frédéric Borloz wies darauf hin, dass
sein Ressort einen der grössten Aus-
gabenposten des Kantons darstelle.
Für sein Departement würde die An-
nahme dieser Initiative den Abbau von
500 Lehrerstellen bedeuten. Ein fast un-
mögliches Unterfangen, und es wäre be-
dauerlich, sollte dies tatsächlich eintre-
ten. Dagegen unterstrich Nationalrat
Olivier Feller, der auch Direktor des
Waadtländer Hauseigentümerverban-
des und Mitglied des Initiativkomitees

ist, dass die Initiative dem Mittelstand
Kaufkraft zurückgebe. Er bezeichnete
die in der Initiative vorgesehene Steuer-
senkung als absorbierbar und erinnerte
daran, dass die Reserven des Kantons
3,2 Milliarden Franken umfassen.

Die dritte FDP-Staatsrätin, die für
Wirtschaft zuständige Isabelle Moret,
äusserte sich nicht zur Initiative. Zum
Zeitpunkt der Abstimmung war sie ab-
wesend. Laut der Zeitung «Le Temps»
zeigt dies, dass die FDP-Mitglieder des
Staatsrats Mühe hätten, Geschlossen-
heit zu demonstrieren. Mit ihrer Distan-
zierung von der Linie des Staatsrats habe
Moret ohne wirkliche politische Kosten
ihre Wahlkampagne für 2027 eröffnet.

Mit ihrer Ablehnung der Initiative
haben der Staatsrat und die Legislative
den Weg für eine Volksabstimmung ge-
ebnet. Bei den Beratungen im Parlament
hatten nur die SVP und einige FDP-Ab-
geordnete die Initiative befürwortet.Alle
anderen Parteien hatten sich dagegen
ausgesprochen. Der Grosse Rat hatte
sich schliesslich für eine kumulierte Sen-
kung der kantonalen Einkommensteuer
um 7 Prozent bis 2027 entschieden, wäh-
rend der indirekte Gegenvorschlag des
Staatsrats zur Initiative 5 Prozent vorge-

sehen hatte. Die Bevölkerung wird sich
im September somit zwischen dem vom
Grossen Rat gebilligten Vorschlag und
der 12-Prozent-Initiative entscheiden.

Rote Zahlen

Die Jahresrechnung 2025 des Kantons
Waadt weist mit 156 Millionen Franken
ein kleineres Defizit aus als erwartet.
Ursprünglich wurde von einem Defizit
von 331 Millionen Franken ausgegangen.
Dass es geringer ausgefallen ist, ist einer
Ausschüttung der Nationalbank von 188
Millionen Franken zu verdanken. Aus-
serdem trug die gute Geschäftsentwick-
lung der Unternehmen im Kanton dazu
bei. Doch der Kanton verzeichnete das
dritte Jahr in Folge rote Zahlen. Auf-
grund der in der Kantonsverfassung ver-
ankerten Schuldenbremse sind laut Lui-
sier für 2026 bereits Sparmassnahmen
von 228 Millionen Franken vorgesehen.

Den für diesen Frühling angekündig-
ten Start des Finanzplans für 2026 bis
2030 hat der Staatsrat um ein Jahr ver-
schoben. Man müsse das Ergebnis der
Volksabstimmung über die 12-Prozent-
Initiative kennen, sagte Luisier letzte
Woche vor dem Grossen Rat.
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Bei Endometriose wächst Gewebe ausserhalb der Gebärmutter (Symbolbild). ANNICK RAMP / NZZ

Endometriose begleitet einen ein Leben lang
Trotz erfolgreichen Operationen bleiben die Schmerzen bei der chronischen Krankheit oft – jetzt wird der Bundesrat aktiv

HANNAH JAUCH

Als Miriam Birrer im Oktober 2025 nach
einer Operation zu sich kommt, ist sie
noch benommen von der Narkose. Sie
liegt da, blickt an die Decke und wartet
auf Antworten. Damals ist sie 44 Jahre
alt. «In diesem Moment wurde mir klar,
dass etwas nicht stimmte.» Seit ihrem
elften Lebensjahr litt sie unter hefti-
gen Blutungen und starken Schmerzen.
Mal nahm sie die Pille, mal setzte sie
sie wieder ab. Regelmässig krümmte
sie sich nachts trotz Schmerzmitteln auf
dem Badezimmerboden. Eine Opera-
tion hatte sie bereits hinter sich. Doch
die Besserung hielt nur kurz an. Der Be-
fund: Endometriose.

Über Jahrzehnte hinweg wurde die
Forschung vernachlässigt und Endo-
metriose politisch ignoriert. Jetzt, An-
fang Juni 2026, räumte der Bundesrat
in einem Bericht ein, dass die Krank-
heit oft zu spät erkannt werde und so-
wohl Forschung als auch Versorgung
Nachholbedarf hätten. Der Bundes-
rat erkannte erstmals ausdrücklich den
Handlungsbedarf: Forschung, Ausbil-
dung und Versorgungsqualität müssten
verbessert werden.

Konkrete neue gesetzliche Mass-
nahmen beschloss der Bundesrat je-
doch nicht. Stattdessen verweist er auf
laufende Projekte und spricht Emp-
fehlungen an Fachgesellschaften, For-
schungseinrichtungen und Gesundheits-
behörden aus. Vielen Expertinnen und
Experten ist das zu wenig. Sie sagen,
dass man mit der Forschung zu Endo-
metriose längst viel weiter wäre, würde
die Krankheit Männer betreffen. Und:
Endometriose müsse endlich als gesell-
schaftliches Problem anerkannt werden.

Jede Zehnte ist betroffen

Schätzungen gehen davon aus, dass
rund sechs bis zehn Prozent aller Frauen
im gebärfähigen Alter an Endometriose
leiden. In der Schweiz sind das rund
190 000 bis 280 000 Frauen. Endometri-
ose ist eine chronische Erkrankung, bei
der gebärmutterschleimhautähnliches
Gewebe ausserhalb der Gebärmutter
wächst. Sie kann Verwachsungen, Kno-
ten und mit Blut gefüllte Zysten verur-
sachen. Eine gesicherte Diagnose er-
folgt meist erst durch eine Operation,
bei der die Herde, also Wucherungen,
entfernt werden.

Endometriose ist nicht heilbar. Die
Beschwerden können auch nach meh-
reren Operationen wiederkehren oder
dauerhaft bestehen bleiben. Mindes-
tens jede zehnte Frau weltweit ist be-
troffen, die Dunkelziffer dürfte höher
liegen. Die Krankheit begleitet Millio-
nen Frauen ein Leben lang.

Für Miriam Birrer ist die Diagnose
ein Moment der Erleichterung. «Endlich
hatte ich die Bestätigung, dass meine
Beschwerden nicht normal waren.» Bei
Birrer ist die Erkrankung tief infiltrie-
rend, wächst also in umliegendes Ge-
webe und Organe ein. Zusätzlich wird
Adenomyose festgestellt. Eine ver-
wandte Krankheit, bei der sich Gewebe
in der Muskelwand der Gebärmutter
festsetzt. Weitere Operationen folgen,
zuletzt wird die Gebärmutter entfernt.
Miriam Birrer konnte sich ihren Kinder-
wunsch nie erfüllen.

Heute lebt sie weitgehend schmerz-
frei. Und doch bleibt die Frage, wie ihr
Leben verlaufen wäre, hätte sie frü-
her Klarheit gehabt. «Vielleicht hätte
man mehr tun können, wenn ich es
zehn Jahre früher gewusst hätte.» Im
Schnitt warteten Betroffene rund zehn
Jahre auf eine Diagnose, sagt Simone
Kamm. Sie leitet das Endometriose-
Zentrum im Spital Limmattal. Je frü-
her die Krankheit erkannt werde, desto
grösser seien die Chancen, Schmerzen
zu kontrollieren und die Fruchtbarkeit
zu erhalten.

Seit zwei Jahren existiert ein Spei-
cheltest zur Früherkennung von Endo-
metriose. Die Krankenkassen überneh-
men die Kosten jedoch nicht. Privat be-
zahlt, kostet der Test rund 800 Franken.
Derzeit laufe eine grosse Bestätigungs-

studie, sagt Kamm. Die bisherigen Er-
gebnisse seien vielversprechend.

Die Krankheit Endometriose bleibt
schwer fassbar. Viele Herde sind so
klein, dass sie selbst auf Ultraschallbil-
dern kaum sichtbar sind. Zysten treten
nur bei einem Teil der Betroffenen auf,
und Verwachsungen lassen sich häu-
fig nur ungenau ertasten. Oft heisst es
deshalb: Man sehe nichts, also sei auch
nichts da.

Mehr als Regelschmerzen

«Endometriose ist ein Chamäleon», sagt
die Expertin Simone Kamm. Manche
Frauen leiden vor allem während der
Menstruation, andere durchgehend. Die
Schmerzen können in Beine und Rücken
ausstrahlen oder beim Geschlechtsver-
kehr, Wasserlassen oder Stuhlgang auf-
treten. Oft kommen Erschöpfung und
Verdauungsprobleme hinzu.

Auch Dajana Mikulic, 29 Jahre alt,
hat Endometriose. Heute arbeitet sie
nur noch 50 Prozent als Kantonsschul-
lehrerin. Seit ihrem 15. Lebensjahr lebt
sie mit starken Schmerzen, die Dia-
gnose erhielt sie erst vor einem Jahr.
«Bis zur letzten Sekunde hoffte ich,
dass ich mich irrte und in Wahrheit an
einer heilbaren Krankheit litt», sagt sie.
Eine Operation brachte nur kurze Lin-
derung. Nach einem Monat kehrten die
Beschwerden zurück.

«Psychologisch sind die Auswirkun-
gen immens. Ein Sozialleben habe ich
praktisch keines mehr», sagt Dajana
Mikulic. «Ob Urlaub oder ein Nach-
mittag mit Freunden, ich muss stän-
dig planen: Wo ist die nächste Toilette?
Wie weit ist der Heimweg, wenn die
Schmerzen zu stark werden?» Sie habe
alles versucht, sagt Dajana Mikulic. Ge-
holfen habe nichts.

Oft helfen selbst Schmerzmittel nicht
mehr. Besonders, wenn der Schmerz
chronifiziert ist. «Schmerz löst im Ge-
hirn ein Warnsignal aus», erklärt die
Expertin Simone Kamm. «Bleibt er über
lange Zeit bestehen, verändert sich die

Verarbeitung im Nervensystem. Der
Schmerz wird verstärkt und chronisch.»
Für Betroffene sei das der schwierigste
Verlauf: Selbst nach einer Operation,
wenn Herde entfernt würden, könnten
die Beschwerden bleiben.

Für Simone Kamm zeigt sich daran,
dass Endometriose nicht isoliert be-
trachtet werden darf. «Die Krankheit be-
trifft jeden Bereich des Lebens. Sozial-
leben, Arbeit, Ausbildung, Sexualität,
Kinderwunsch, psychische Gesundheit.»
Das Endometriose-Zentrum Limmattal
vernetzt Patientinnen mit Fachpersonen.
Psychotherapie, Physiotherapie, Ernäh-
rungsberatung, Sexualtherapie und spe-
zialisierte Schmerzmedizin sollen sie
entlasten. Doch Kamm sagt: «Was man
wegoperieren kann, ist nur ein kleiner
Teil des riesigen Potpourris, das sich
Endometriose nennt.»

Drei Eingriffe

Monate nach ihrem letzten Eingriff lei-
det Miriam Birrer teilweise noch immer
an Schmerzen. Drei Operationen führ-
ten zu einer deutlichen Linderung der
Beschwerden und gaben ihr «ein gros-
ses Stück Lebensqualität» zurück. Der
weitere Verlauf ihrer Krankheit ist aber
noch offen. Bei Dajana Mikulic kehrten
die Symptome bereits einen Monat nach
dem Eingriff zurück.

Manche Frauen erleben nach einer
Operation eine massive Linderung.
Selbst in schweren Fällen kann der
Eingriff zeitweise zur Beschwerdefrei-
heit führen. Das entspricht dem Ideal-
fall: «Das Ziel ist eine Operation im
Leben», sagt Simone Kamm. Doch oft
bleibt es nicht dabei. Bei tief infiltrieren-
der Endometriose sind weitere Eingriffe
nur begrenzt möglich. Das Gewebe ver-
narbt, jede Operation wird schwieri-
ger. «Man kann nicht ständig Herde
am Bauchfell entfernen», sagt Simone
Kamm. «Das belastet den Körper und
bringt wenig.»

Darum steht heute die Hormon-
therapie im Vordergrund der Behand-

lung. Endometriose lebt vom Östrogen.
Wird seine Produktion unterdrückt,
kann sich die Krankheit verlangsamen.
Hormonpräparate sollen genau das er-
reichen: den Zyklus unterbrechen, Blu-
tungen verhindern, neue Herde mög-
lichst unterdrücken. Eine solche Thera-
pie senkt das Risiko eines Rückfalls um
rund 60 Prozent. Garantiert ist der Er-
folg jedoch nicht.

«Endometriose ist kein Krebs», sagt
Simone Kamm. «Aber sie verhält sich
in ihrer Wachstumsweise ähnlich: Sie
kennt keine klaren Grenzen und kann
in umliegendes Gewebe eindringen.»
Wie hoch das Risiko einer erneuten
Operation ist, hängt von vielen Fakto-
ren ab. Nach zwei Jahren liegt es bei
etwa 15 bis 20 Prozent, nach sieben Jah-
ren muss sich etwa jede zweite Betrof-
fene erneut operieren lassen. Solange
Eierstöcke aktiv sind, kann die Krank-
heit wieder auftreten. Operiert wird,
wenn die Belastung nicht mehr aushalt-
bar ist, bei Unfruchtbarkeit oder wenn
Organe bedroht sind.

Psychischer Verschleiss

Viele Betroffene haben zu diesem
Zeitpunkt bereits einen langen Lei-
densweg hinter sich. Dajana Miku-
lic suchte über Jahre hinweg Hilfe.
Sie konsultierte zwölf Ärztinnen und
Ärzte. Eine Diagnose bekam sie nicht.
Ihre Beschwerden wurden wiederholt
relativiert oder anderen Ursachen zu-
geschrieben, etwa dem Körpergewicht
oder dem Verdacht auf PCOS. Mehr-
fach wurde ihr geraten, sich psycholo-
gisch abklären zu lassen.

«Irgendwann konnte ich es nicht
mehr ertragen, mit Erklärungen abge-
speist zu werden», sagt sie. In besonders
schweren Phasen habe sie die Freude
am Leben verloren. Heute beschreibt
sie ihren Weg mit Ambivalenz: Sie emp-
findet Wut über die Jahre der Unsicher-
heit und Abweisung, ist aber auch stolz
darauf, sich selbst ernst genommen zu
haben. «Ich habe mich selbst diagnosti-
ziert», sagt Dajana Mikulic.

Endometriose bedeutet Schmerz.
Und Ungewissheit. Über Verlauf,
Fruchtbarkeit, Rückkehr der Krankheit.
Die Ursache ist unbekannt, die Heilung
ist nicht in Sicht. Als Dajana Mikulic
erstmals von der Diagnose hörte, wollte
sie es nicht glauben. Zu lange hatte sie
gehofft, dass ihre Beschwerden leichter
zu behandeln sein müssten. «Ich könnte
den derzeit unbefriedigenden Stand der
Forschung akzeptieren, wenn die Krank-
heit selten wäre», sagt Mikulic. «Aber
das ist sie nicht.»

Viel zu lange seien Regelschmerzen
verharmlost worden,sagt Simone Kamm.
«Schmerz ist nie normal. Schmerz ist
kein Normalzustand des Körpers.» Der-
zeit werde viel geforscht. Es sei jedoch
frustrierend, dass die Forschung keinen
Ausblick biete. 2023 erhielt der Bundes-
rat den Auftrag, Frauenkrankheiten ge-
zielter zu erforschen. Eine Motion aus
dem Nationalrat, die unter anderem
mehr Forschung zu Endometriose for-
derte, wurde vom Bundesrat dennoch
zur Ablehnung beantragt und scheiterte
schliesslich im Ständerat.

Stattdessen wurden im Rahmen
des nationalen Forschungsprogramms
«Gendermedizin und -forschung»
11 Millionen Franken für Projekte ge-
sprochen, die den Einbezug von Ge-
schlechts- und Genderaspekten in der
medizinischen Forschung untersuchen
sollen. Auch Projekte zu Endometri-
ose könnten damit gefördert werden,
hiess es.

In den Augen der Kritiker ist das eine
gutgemeinte Fehleinschätzung. Endo-
metriose sei kein Genderthema, son-
dern eine eigenständige Frauenkrank-
heit, sagte damals auch die Stände-
rätin Céline Vara. Während Frankreich
die Erkrankung längst als nationale
Gesundheitspriorität behandelt und
Deutschland über eine strukturierte
Strategie diskutiert, bleibt Endometri-
ose in der Schweiz höchstens ein miss-
verstandener blinder Fleck im politi-
schen Diskurs.

«Bis zur letzten
Sekunde hoffte ich,
dass ich mich irrte und
in Wahrheit an einer
heilbaren Krankheit
litt.»
Dajana Mikulic


